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Besonders in den Bereichen 
Stellwerksbesetzungen und 
Baukommunikation kommt es 
regelmäßig zu massiven Störungen: 
Baumaßnahmen werden kurz-
fristig angekündigt oder schlecht 
koordiniert, Stellwerke bleiben 
mangels Personal unbesetzt, 
Kommunikationsketten reißen ab. 
Der größte Betreiber der deutschen 
Schienenwege, die DB InfraGO, agiert 
oft nicht wie ein Dienstleister im 
Sinne des Marktes, sondern ignoriert 
eigene vertragliche Pflichten ebenso 
wie Kundenbeanstandungen. Die 
Folge: EVU können ihre Züge oft 
nicht wie geplant fahren. Der Weg zur 
Bundesnetzagentur, die zuständig ist 
für die Regulierung der Schiene sowie 
für die Streitbeilegung zwischen den 
EVU und den Infrastrukturbetreibern, 
wird zum Regelweg: aufwendig, 
langwierig, mit ungewissem Ausgang. 
Wurden 2019 noch rund 300 Eisen-
bahnregulierungsverfahren bei der 
Bundesnetzagentur eröffnet, waren 
es 2024 bereits mehr als 450.

Regulierungsbedarf eines 
natürlichen Monopols

Die Schieneninfrastruktur der 
DB InfraGO – also Gleise, Stellwerke, 
Bahnhöfe etc. – ist ein Monopol. Diese 
marktbeherrschende Stellung birgt 
hohe Risiken: die Diskriminierung 
einzelner Marktteilnehmer, eine 
überhöhte Preisgestaltung, die 
Verweigerung des Zugangs zum 
Netz. Die Bundesnetzagentur hat die 
Aufgabe, trotz der monopolistischen 
Strukturen für „marktähnliche 
Zustände“, für die Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Schiene 
und für den diskriminierungsfreien 
Zugang zum Schienennetz zu 
sorgen. Dazu gehört auch, dass die 

EVU ihr vertraglich vereinbarten 
Zugangsrecht zum Schienennetz 
ohne vermeidbare Störungen 
wahrnehmen können. Leider muss 
die Branche oft feststellen, dass die 
Bundesnetzagentur dazu nicht die 
nötige Durchschlagskraft besitzt. 
Dies wird umso mehr zum Problem, 
da sich im Rahmen der „General-
sanierungen“ erhebliche Kapazitäts-
engpässe und Trassenablehnungen 
abzeichnen. Eine Eingriffsmög-
lichkeit schon vor Festlegung der 
baubedingten Einschränkungen 
wäre dringend notwendig.

Schwache Durchgriffsrechte 
der Kontrollbehörde

Das Problem liegt im Eisenbahn-
regulierungsgesetz (ERegG). Die 
Behörde hat zwar Einsicht in viele 
Prozesse, doch ihre Eingriffsmöglich-
keiten sind begrenzt. Maßnahmen zur 
Verbesserung der Betriebsqualität 
und zur Durchsetzung des Zugangs-
rechts werden von DB InfraGO häufig 
rechtlich angegriffen oder verzögert. 
Selbst gültige Beschlüsse entfalten 
kaum Wirkung. Das schärfste Mittel 
der Bundesnetzagentur sind Zwangs-
gelder. Doch deren Höhe ist begrenzt 
auf maximal 500.000 Euro pro 
Einzelfall – aus Sicht der DB InfraGO 
betriebswirtschaftlich verkraftbar. 
Auch die oft langwierigen Verfahren, 
die nicht selten in einem mehr-
monatigen Austausch von Stellung-
nahmen, Kennzahlen und Gutachten 
ausarten, erschweren die Korrektur 
akuter Missstände. Ein einziges 
aktuelles Beschwerdeverfahren zur 
Überprüfung der Entflechtung im 
DB-Konzern generierte so knapp 
450 Seiten an Schriftverkehr. Die 
Konsequenz: Verhängte Pflichten 

verpuffen folgenlos, während 
tagtäglich Verkehre stillstehen. 

Die Folgen für den Markt

Bereits seit Jahren kommt es 
zu Stellwerksausfällen aufgrund 
mangelnden Personals – wenn die 
Stellwerke nicht besetzt sind, steht 
der Schienenverkehr. Das geschah 
allein 2022 rund 4.100 Mal, was 
nahezu 400.000 Verspätungs-
minuten und 7.000 Zugausfälle 
verursachte. Eine bereits 2023 
angestoßene Beschwerde offen-
barte – nach anderthalbjähriger 
Untersuchung! – eine systematische 
Unterbesetzung und Fehlplanung. 
Doch die Reaktion war ernüchternd: 
Anstatt eine schnelle Verbesserung 
der Lage einzufordern, wurde die DB 
InfraGO lediglich dazu verpflichtet, die 
eigenen, allerdings viel zu langsamen 
Pläne zum Personalaufbau umzu-
setzen. Erst 2026, nahezu drei Jahre 
nach Verfahrenseröffnung, soll wieder 
ein akzeptabler Betriebszustand 
erreicht werden. Ob das gelingt, ist 
unklar – die DB InfraGO verfehlte 
bislang wiederholt die eigenen Ziele, 
obwohl dadurch ein Zwangsgeld in 
Höhe von 246.000 Euro fällig wurde. 
Auch im Bereich der Bauinformationen 
ist die Bilanz ernüchternd. 2023 
verpflichtete die Bundesnetzagentur 
die DB InfraGO dazu, die vertrag-
lichen und gesetzlichen Pflichten 
zur frühzeitigen Ankündigung von 
Baumaßnahmen einzuhalten. Wie die 
jüngsten Überprüfungen zeigen, sind 
diese Dokumente bis heute über-
wiegend verfristet – trotz dreimaliger 
Vollstreckung hoher Zwangsgelder. 
In Kombination mit der anstehenden 
„Generalsanierungen“ drohen nun 
mehr Kapazitätsengpässe und 
Baustellen als je zuvor – doch die 

Betriebsqualität in der Krise
Die Qualität des Eisenbahnbetriebs in Deutschland sorgt 
zunehmend für Frust – bei Eisenbahnverkehrsunternehmen, 

der verladenden Wirtschaft und bei Fahrgästen. 



41

Bundesnetzagentur hat weiterhin 
keine wirksame Handhabe, um 
im Vorfeld der Einschränkungen 
steuernd einzugreifen.

Die strukturellen Schwächen 
der Regulierung sind offensicht-
lich; die Bundesnetzagentur 
jedoch hat die Forderungen nach 
einer grundlegenden Form des 
Eisenbahnregulierungsgesetzes 

(ERegG) bislang nicht unterstützt. 
Stattdessen arrangiert man sich 
bestmöglich mit begrenzten 
Mitteln – diese sind aus Sicht der 
Branche oftmals nicht erfolgreich 
genug. Ohne klare Eingriffsrechte 
und ein wirksames Instrumentarium 
bleibt die Aufsicht über das Monopol 
schwach und die bereitgestellte 
Infrastruktur qualitativ schlecht.

Eine funktionierende Schienen- 

infrastruktur braucht eine starke 

Regulierung – doch ohne Reform des 

Eisenbahnregulierungsgesetzes bleibt 

die Bundesnetzagentur zahnlos und das 

DB-Infrastrukturmonopol unkontrolliert.

Netto-Botschaft:

Personalunterbesetzung in Stellwerken
nach DB InfraGO-Regionen (Dezember 2024)

West

Südwest

Mitte

Nord

Süd

Südost

Ost

5,98 %

1,98 % 2,69 %

5,75 %

4,62 %

5,33 %

5,74 %

Quelle: Einreichung der DB InfraGO im Stellwerksverfahren BK10-25-0012_V vom 20. Januar 2025 für Dezember 2024, 
Öffentlicher Beschluss im selbigen Verfahren vom 20. März 2025
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Im Schienenverkehr zahlen die 
Eisenbahnverkehrsunternehmen 
hohe Nutzungsgebühren für jeden 
Kilometer Schiene, den sie befahren 
– sogenannte Trassenpreise, eine 
Schienen-„Maut“. Die Trassenpreise 
steigen seit Jahren an, zum Teil 
explosiv: Für den Güterverkehr ergab 
sich mit der zeitgleichen Absenkung 
der Trassenpreisförderung Ende 
2023 eine effektive Steigerung um 
111 Prozent – bei der Lkw-Maut waren 
es 80 Prozent. Im internationalen 
Vergleich sind auch die deutschen 
Trassenpreise im Fernverkehr mit 
durchschnittlich 13,52 Euro extrem 
hoch – in Österreich liegen diese 
bei 1,42 Euro, in der Schweiz bei 
4,22 Euro. 2026 stehen neue Preis-
steigerungen um bis zu 36 Prozent 
für SPFV und SGV in Aussicht – nur 
der hauptsächlich mit öffentlichen 
Mitteln finanzierte Nahverkehr 
ist davor mit einer gesetzlichen 
Sonderregelung (“Trassenpreis-
bremse”) geschützt. Setzt sich diese 
Entwicklung weiter fort, droht das mit 
dem Eisenbahnregulierungsgesetz 
geschaffene „Trassenpreismonster“ 
die Wettbewerbsfähigkeit der 
Schiene zu verschlingen.

Deutschlands unersättliches 
„Trassenpreismonster“
Trassenpreise bestimmen in hohem Maß die 
Endkund:innenpreise. In den letzten Jahren sind diese 
explosiv angestiegen – Ende 2023 um 16,2 Prozent 
im Güterverkehr, um 17,7 Prozent im Fernverkehr. 

Woraus der 
Trassenpreis besteht
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Trassenpreisexplosion 
frisst Verkehrswende

In den kommenden Jahren könnten 
die Preise aufgrund der Regelung 
des Trassenpreissystems weiter 
steigen, während die staatliche 
Trassenpreisförderung reduziert wird 
und die Qualität des Schienennetzes 
von Jahr zu Jahr abnimmt. Das ist so, 
als würden Pkw und Lkw auf allen 
Straßen eine jährlich steigende Maut 
für zunehmend marode Straßen und 
defekte Ampeln zahlen müssen. Statt-
dessen fahren Lkw auf 90 Prozent der 
deutschen Straßen kostenlos, Pkw 
auf allen. Den EVU bleibt inzwischen 
keine andere Wahl, als die steigenden 
Trassenpreise an die Fahrgäste und 
verladende Wirtschaft weiter-
zugeben. Zusammen mit den vielen 
infrastrukturellen Störungen und 
dadurch verursachten Verspätungen 
entsteht so eine fatale Mischung 
für die Attraktivität der Schiene. 

Quellenangabe: Eigene Berechnung anhand der vorliegenden TraFög-Fördersätze, i.V.m eigenen Berechnung auf Basis des Haushaltsentwurfs 2025 
und der beantragten Entgelte der DB InfraGO im Verfahren BK10-24-0396_E

2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026

85 %
Vollkosten

15 % Gewinn
1 % Konzernumlagen
69 % Verwaltung- 
und Vertrieb, 
Zugbetrieb 
unabhängige 
Instandhaltung, 
Abschreibungen 
sowie Operative 
Mindestbesetzung

15 %
Grenzkosten

1 % Fahrplanerstellung 
2 % Betriebsplanung 
& Disposition 
12 % Instandhaltung 
und Abschreibungen 
durch Zugbetrieb

DB lnfraGO 
Gesamttrassen-
einnahmen 
2026: 7,8 Mrd.
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Deutschlands Trassenpreise sind 

europaweit mit die höchsten, machen 

die Schiene unattraktiv und finanzieren 

paradoxerweise den Gewinn des 

Infrastrukturbetreibers – eine Reform hin zu 

fairen, an Grenzkosten orientierten Preisen 

ist unerlässlich für die Verkehrswende.

Netto-Botschaft:

Trassenpreismonster
Unser Trassenpreismonster zeigt, welche 
Trassenpreise die Unternehmen im SGV 
an den jeweiligen Tagen zahlen mussten. 

Warum die Kosten aus 
dem Ruder laufen

Nach europäischem Recht müssen 
Trassenentgelte nur die direkten 
Betriebskosten eines Zuges decken, 
die bei der Fahrt anfallen – die so 
genannten Grenzkosten. In Deutsch-
land hat man sich jedoch für ein 
Vollkostenprinzip entschieden, bei 
dem die DB InfraGO alle entstehenden 
Kosten auf die Nutzer umlegen 
kann. 80 Prozent der Trassenpreise 
dienen so nur zur Deckung von 
allgemeinen Verwaltungskosten und 
der Erwirtschaftung eines Gewinns. 
Der Europäische Gerichtshof nimmt 
in einem Urteil aus dem Mai 2025 
auf die Auffassung der Europäischen 
Kommission Bezug, dass Aufschläge 
nicht zur Erzielung eines Gewinns 
dienen dürfen. Dieser europaweit 
unübliche Gewinnanspruch der 
DB InfraGO ist zuletzt rasant 
angestiegen. Statt trassenpreis-
neutraler Baukostenzuschüsse 
setzte der Bund im Haushalt 2024 auf 
Eigenkapitalzuführungen. Warum? 
Weil er so die Schuldenbremse 
umgehen konnte. Das Resultat: Ab 
2026 steigt der Gewinnanspruch – 
gekoppelt an das Eigenkapital – auf 
mehr als eine Milliarde Euro an. 
Sobald das Eigenkapital verbaut 
wird, fallen zusätzlich hohe jährliche 

Abschreibungen an. Allein 2026 sind 
für die DB InfraGO so zusätzliche 
Trasseneinnahmen in Höhe von 
1 Mrd. Euro zu erwarten – Geld, das 
die Nutzer der Schiene zahlen.

Notnagel zur Absenkung 
des Gewinnanspruchs

Mit einem neuen Gesetz „Zur 
Abmilderung des Trassenpreis-
anstiegs“ will die Bundesregierung 
den bisherigen Gewinnanspruch in 
etwa halbieren. Ein erster Schritt 
zur Kurskorrektur, der die mögliche 
Trassenpreissteigerung für den SGV 
und SPFV auf maximal 15 Prozent 
begrenzen würde. Doch auch 15 
Prozent Preisanstieg belasten die 
Verkehrsverlagerung auf die Schiene 
stark. Noch besteht die Chance für 
den Bund, Trassenpreiserhöhungen 
gänzlich zu verhindern – etwa durch 
Umwandlung des Eigenkapitals in 
Baukostenzuschüsse, durch 
Abschaffung des Gewinnanspruchs 
– idealerweise beides. Schließlich 
arbeitet auch die Autobahn GmbH 
des Bundes gänzlich gewinnfrei. 
Kurzfristig wäre eine Aufstockung der 
Trassenpreisförderung denkbar, um 
die Trassenpreise wieder auf ein wett-
bewerbsfähiges Niveau abzusenken 

– im Schienengüterverkehr liegt dies 
bei 2 Euro pro Kilometer. Stattdessen 
hat die Bundesregierung aus Union 
und SPD im Haushaltentwurf 2026 
eine erneute Absenkung der Trassen-
preisförderung im SGV um 10 Mio. 
Euro vorgesehen. Positiv zu vermerken 
ist, dass man  den Eigenkapital-
zuführungen ein Ende setzen will.

Aufruf: Grenzkosten 
statt Grenzgänge

Plötzliche Trassenpreisanstiege, 
die von Jahr zu Jahr unsichere Fort-
setzung der Trassenpreisförderung 
und kurzfristige haushaltspolitische 
Änderungen sorgen dafür, dass die 
EVU über die Kosten für die eigenen 
Verkehre bis zuletzt im Dunkeln 
tappen. Für langfristige Verkehrs-
angebote und Investitionen fehlt jede 
Planbarkeit. Mittelfristig braucht 
Deutschland einen grundlegenden 
Systemwechsel: Trassenpreise 
müssen sich an den Grenzkosten 
orientieren – den tatsächlichen 
Betriebskosten eines Zuges. Die 
bisherigen Vollkostenaufschläge 
müssen durch den Bund kompensiert 
werden. Dazu braucht es stabile 
Preisregeln, Transparenz über 
Kosten und ein wirksames, einfaches 
Entschädigungssystem bei Schlecht-
leistung – dann kann auch jede 
Trassenpreisförderung entfallen. Die 
Reform des Trassenpreissystems 
ist die grundlegende Bedingung 
für eine wettbewerbsfähige 
Schiene und eine ernstgemeinte 
Verkehrswende, die sogar im 
Koalitionsvertrag verankert wurde.

2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026
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Das Trassenpreissystem: 
Zeit für die Reform

Deutsche 
Bahn AG

Bund

Gewinn 
geht weiter 

an den Bund

Gewinn wird an
den DB-Konzern

abgeführt

Einnahmen der 
DB InfraGO über 

alle Verkehrsarten

Gewinn geht 
zurück an die 

DB InfraGO 
(und wird laut 

Bundesregierung 
für Infrastruktur-

investitionen 
verwendet)

Die EVU zahlen 
den Trassenpreis
pro gefahrenem 
Kilometer

Vo
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G
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en

EVU
Eisenbahnverkehrs-
unternehmen

Die DB InfraGO vermietet
das Schienennetz für
einzelne Zugfahrten

1

2

3

4

5

6

Der Betreiber der größten Schieneninfrastruktur 
ist die DB InfraGO. Die Grundsätze für Trassenpreis-
systeme sind lose durch die EU vorgegeben und sind 
mit zahlreichen deutschen „Eigenheiten“ im Eisenbahn-
regulierungsgesetz verankert. Anders als in der restlichen 

EU sollen die Einnahmen und damit das jeweilige, 
von der Bundesnetzagentur vorab zu genehmigende 
Preisniveau gewährleisten, dass die DB InfraGO ihre 
Betriebskosten vollständig aus den Entgelten decken 
und zusätzlich einen hohen Gewinn erzielen kann.
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Dass in Deutschland das 
Trassenpreissystem das Ziel der 
vollständigen Kostendeckung des 
Infrastrukturbetriebs über die 
Nutzerentgelte verfolgt, führt seit 
Jahren zu einem widersprüchlichen 
Phänomen: Die verkauften Trassen-
kilometer der DB InfraGO stagnieren, 
während die Einnahmen kontinuierlich 
steigen – sogar in Jahren, in denen 
der Trassenabsatz zurückging. 
Das ist wenig überraschend: In 
einem System, in dem die Nutzer 
für sämtliche Betriebskosten 
aufkommen müssen, besteht für die 
DB InfraGO gar kein Anreiz, mehr 
Verkehr auf die Schiene zu bringen 
oder auf die eigene Kostendisziplin 
zu achten. Stattdessen werden die 
Preise jährlich erhöht – zulasten der 

Eisenbahnverkehrsunternehmen, 
der verladenen Wirtschaft 
und der Fahrgäste. 

Für das vermeintlich „gemein-
wohlorientierte“ Unternehmen ist 
das eine komfortable Situation – sie 
widerspricht jedoch den verkehrs-
politischen Zielen Deutschlands und 
der Europäischen Union. Laut §3 
des Eisenbahnregulierungsgesetzes 
ist ein zentrales Ziel der Eisenbahn-
regulierung die Steigerung des Anteils 
des schienengebundenen Personen- 
und Güterverkehrs. Auch die 
EU-Kommission hat klargestellt, dass 
die Senkung der Höhe der Entgelte, 
eine optimale Kapazitätsnutzung 
und die Wettbewerbsfähigkeit der 
Schiene im Vergleich zu weniger 
nachhaltigen Verkehrsträgern die 

zentralen Ziele der europäischen 
Trassenpreissysteme sind.

Im deutschen Vollkostensystem 
werden diese Ziele seit Jahren 
verfehlt. Stattdessen ist das 
Trassenpreissystem zu einer der 
Hauptursachen geworden, weshalb 
Preise steigen und Kunden im 
Güterverkehr sowie Fahrgäste auf die 
klimaschädlichere Straße ausweichen. 
Das führt zu einer Kettenreaktion: 
Da die Kosten der Infrastruktur 
immer gedeckt werden müssen, 
müssen die verbleibenden Verkehre 
dann umso höhere Trassenpreise 
bezahlen, was weitere Verkehre auf 
die Straße treibt. Aus dem Teufels-
kreis führt nur eine durchdachte 
Reform des Trassenpreissystems.

Trassenabsatz vs. Trassenpreiseinnahmen der DB InfraGO
(Bezugsjahr 2016)

Trassenabsatz
(INDEX)

Trassenpreis-
einnahmen
(INDEX)

2016

100%

100%

2017

100,5

102,5

2018

101,6

105,9

2019

102,1

108,2

2020

99,7

108,3

2021

103,8

116,5

2022

106

120,5

2023

104,6

122,4

2024

103,2

125

2025

105,1 %

142 %

(Prognose: 2-facher Wert 
vom 30. Juni 2025)
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Bei Strom und Internet Standard, 
bei der Schiene Fehlanzeige

In vielerlei Hinsicht ist die Eisen-
bahn anderen Netzwirtschaften wie 
z. B. der Versorgungs- oder Tele-
kommunikationsbranche vergleichbar. 
Auch dort existiert einerseits der 
Dualismus der Bereitstellung und 
Bewirtschaftung des Netzes (Gleise 
bzw. Leitungen) und andererseits der 
Dienstleistung mithilfe des Netzes 
(Verkehr bzw. Energie). In allen Netz-
wirtschaften geht man grundsätzlich 
davon aus, dass eine weitgehende 
Entflechtung der genannten Bereiche 
notwendig ist, um durch die Ermög-
lichung von Wettbewerb auf einer 
neutralen „Benutzeroberfläche“ (dem 
Netz) Wohlfahrtsgewinne zu erzielen. 
Für die Schiene gilt dies in noch 
höherem Maße, da eine Duplizierung 
von Gleisnetz und Stationen noch 
nicht einmal theoretisch denkbar ist.

Riskante Mischung: Staatsgeld 
trifft Aktienlogik

Die Gefahren, die aus dem 
integrierten Konzern im Eisenbahn-
bereich erwachsen, sind heute vor 
allem mittelbarer Natur, denn gegen 
die unmittelbare Diskriminierung von 
Wettbewerbsbahnen steht mit 
der Bundesnetzagentur eine sehr 
engagierte Behörde.

Doch die fehlende Transparenz 
der Mittelverwendung im integrierten 
Konzern wird zum Problem: Die 
Steuerung der Infrastruktur, also der 
„gemeinwohlorientierten“ Monopol-
bereiche innerhalb des DB-Konzerns, 
erfolgt über die Logiken einer Aktien-
gesellschaft. Diese hat einen Anreiz, 
für ihre Geschäftszwecke möglichst 
viele öffentliche Mittel einzuwerben 
– und dabei war der DB-Konzern sehr 
erfolgreich: In den vergangenen 
Jahren stiegen die Mittel für den Erhalt 
der sanierungsbedürftigen Infra-
struktur deutlich und sie bewegen sich 
auf die Marke von 20 Mrd. Euro pro 
Jahr zu. Für den Neu- und den Ausbau 
sind die Kosten jedoch gesunken. 
Zum Vergleich: In die Sanierung der 
70 km langen Riedbahn flossen mehr 
Mittel als im Haushaltsjahr 2025 
insgesamt für den gesamten Neu- 
und Ausbau im Bundeshaushalt 
zur Verfügung stehen. 

Die Versuchung ist groß, Teile 
der gestiegenen öffentlichen Mittel 
aus dem regulierten (Monopol-)
Bereich in den Wettbewerbsbereich 
zu verschieben, vor allem hin zu den 
im Wettbewerb stehenden Transport-
gesellschaften DB Fernverkehr, DB 
Regio und DB Cargo. Das europäische 
und deutsche Regulierungsrecht 
untersagt eine direkte Verrechnung 
der beiden „Welten“, dennoch sind 
hier Mittel und Wege denkbar.

Quersubventionierung 
mit Steuergeldern

Die Unternehmen des DB- 
Konzerns genießen zum einen das 
Konzernprivileg (sie zahlen im Inland 
keine Steuern, sondern nur die 
Holding), zum anderen unterliegen 
sie noch dazu einem konzerninternen 
Kontrahierungszwang. Es steht ihnen 
also nicht frei, Beschaffungs- oder 
Dienstleistungsaufträge extern zu 
vergeben, sondern sie müssen ihre 
konzerninternen Schwestern beauf-
tragen, insofern die „Konzernlinie“ 
dies verlangt. So könnte etwa eine 
Bahnbaugruppe, deren Gewinne in 
den vergangenen 3 Jahren von gut 
3 auf über 89 Mio. Euro gestiegen 
sind, der DB InfraGO überhöhte 
Rechnungen stellen. Diese Kosten 
wiederum könnte die DB InfraGO im 
Rahmen ihrer Trassenpreisaufstellung 
einkalkulieren und an die EVU 
durchreichen. Die Bahnbaugruppe 
hingegen liefert ihre „Übergewinne“ 
über den Ergebnisabführungsvertrag 
an die DB Holding ab. Dort dienen sie 
wiederum zum Ausgleich der Verluste 
der Holding selbst und auch jener der 
DB Fernverkehr (-427 Mio. Euro im Jahr 
2024). Und so kann die mangelnde 
Transparenz doch wieder wett-
bewerbsrelevant werden, denn eine 
Quersubventionierung aus der regu-
lierten, mit vielen Haushaltsmitteln 

Konzernstruktur schlägt 
Gemeinwohlauftrag
Die Monopolbereiche der DB AG, d. h. im Wesentlichen die 
Infrastruktur, sind als eigenständige Gesellschaft des Bundes 
aufzustellen, also unabhängig vom Rest des Konzerns. Haupt-
grund dafür ist die mangelnde Transparenz über Finanzflüsse 
im Konzern sowie ineffiziente Prozesse. Gerade in Zeiten, in 
denen zweistellige Milliardenbeträge pro Jahr ins Netz gehen 
(müssen!), bedarf es zwingend maximaler Transparenz. 
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finanzierten Infrastruktur ist bei den 
Wettbewerbsbahnen nicht möglich.

Erleichtert wird ein solches 
Vorgehen durch die aktuelle 
Anreizregulierung im Eisenbahn-
regulierungsrecht, die nicht von den in 
anderen Branchen üblichen „Kosten 
der effizienten Leistungserbringung“ 
(KeL) ausgeht. Stattdessen können 
über das Vollkostenprinzip bei der 
Festlegung der Trassenpreise alle 
entstehenden Kosten des Infra-
strukturbetriebs auf die EVU umgelegt 
werden. Ob die dabei angegebenen 
Kosten marktüblich sind, kann in 
diesem Verfahren nicht im Detail 
festgestellt werden. Der Versuch, 
durch künstliche Anreize („Anreiz-
regulierung“) die DB InfraGO zu einem 
kostensparenden Betrieb zu bewegen, 
ist bislang gescheitert. Stattdessen 

sind die Gesamtkosten für den Infra-
strukturbetrieb stetig gestiegen – von 
5,5 Mrd. Euro 2023 auf 6,8 Mrd. Euro 
2025. Letztlich werden die Gesamt-
kosten angesetzt und zur Grundlage 
des alljährlichen Trassenpreis-
systems. Effiziente Anreize, Prozesse 
zu verbessern, gibt es so kaum.

Staat und Steuerzahlende 
im Nebel

Beides – ineffiziente Prozesse 
und Quersubventionierung – führt 
dazu, dass der Haushaltsgesetzgeber 
eigentlich nie weiß, was er von den 
eingesetzten Milliarden an Steuergeld 
an Output erwarten darf. Dass in 
den vergangenen Jahren die Mittel 
massiv erhöht wurden, der Output 
der DB InfraGO aber nur langsam 

gestiegen ist, kann nicht allein durch 
die allgemeine Baukostensteigerung 
erklärt werden. Daran ändert auch 
eine beim Konzern – nicht bei der 
DB InfraGO! – angesiedelte Infra-
strukturkommunikation nichts. Im 
Gegenteil: Sie trägt erheblich dazu bei, 
dass Erwartungen geschürt werden, 
die am Ende nicht erfüllbar sind.

Solange die DB-Infrastruktur im Konzern 

eingebettet bleibt, fehlt Transparenz 

über die Mittelverwendung – eine 

unabhängige Bundesgesellschaft ist 

notwendig, um öffentliche Milliarden 

effizient, wettbewerbsneutral und 

gemeinwohlorientiert einzusetzen.

Netto-Botschaft:

Passagen im Koalitionsvertrag zur Entflechtung

Erhalt konzerninterner 
Arbeitsmarkt 
(Zeilen 869-870)

Neuaufstellung von 
Aufsichtsrat und Vorstand bei 

DB-Konzern und InfraGO für 
mehr Fachkompetenz/ 

Verschlankung
(Zeilen 866-868)

Prüfung des 
Beherrschungs- und 

Gewinnabführungsvertrags 
(BEAV) zwischen Konzern 

und InfraGO 
(Zeilen 867-869)

personelle, rechtliche 
und organisatorische 

Maßnahmen 
(Zeilen 865-866)

„weitere“ Entflechtung 
der DB InfraGO vom 

DB-Konzern innerhalb des 
integrierten Konzerns 

(Zeilen 864-865)

„mittelfristige“ Bahnreform für 
Effizienzkontrolle, 

Qualitätsverbesserung, 
Arbeitsplatzsicherung 

(Zeilen 862-864)

Was drin steht:

Erhalt Arbeitsmarkt ok 
– diesen aber öffnen, 
nicht als closed shop 
beibehalten

Vorsicht: strukturelle 
Probleme nicht als 
personelle Probleme 
missverstehen!

gut: BEAV konkret 
benannt

gut: Nennung 
weitreichender 
Ziele und Instrumente 
einer Reform

„weitere“ zu unbestimmt

schlecht: Was 
bedeutet denn 
„mittelfristig“?

Wie wir es finden:

Sicherung eines fairen Wettbewerbs

Bekenntnis zur vollständigen 
Entflechtung wie in anderen 
Netzwirtschaften

Effizienz und vor allem die notwendige 
umfassende Transparenz

Was fehlt:
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Die DB redete die Probleme 
jahrelang klein ...

Über Jahre hatten der DB-Konzern 
und die damalige DB Netz den 
Eindruck vermittelt, dass es zwar 
Herausforderungen im Netz gibt, 
man diese aber schon in den Griff 
bekommen werde. Noch 2018 
meinte der damalige Vorstands-
vorsitzende der DB Netz, mehr 
Mittel brauche es nicht, weil man 
diese gar nicht verbauen könne. 

Tatsächlich waren schon damals 
Infrastrukturmängel ein dringendes 
Problem – und auch das Baustellen-
management. Ein Runder Tisch 
dazu endete im selben Jahr und 
hatte das „Bauen unter rollendem 
Rad“ als Leitbild. Zudem wurde 
für „Kundenfreundliches Bauen“ 
in der damaligen Leistungs- und 
Finanzierungsvereinbarung (LuFV) ein 
extra Budget zur Verfügung gestellt 
– von dessen Verwendung man schon 
im zweiten Jahr nichts mehr hörte.

... bis es scheinbar nicht mehr ging

Die 20. Legislaturperiode brachte 
einen neuen Verkehrsminister, zudem 
einen neuen DB-Infrastrukturvor-
stand – und kommunikativ wurde eine 
180°-Wende vollzogen. Seitdem ist 

das Netz „zu voll, zu alt, zu kaputt“. 
Der neue „Netzzustandsbericht“ 
dürfte zwar realitätsnäher sein als 
der LuFV-bedingte „Infrastruktur-
zustands- und Entwicklungsbericht“ 
(IZB). Es bleibt aber der Eindruck, 
dass der eine wie der andere in erster 
Linie der Bedienung eines bestimmten 
DB-Narrativs dient. Eine branchenweit 
anerkannte Analyse des Infrastruktur-
zustands sowie der Faktoren, die zu 
ihm geführt haben, fehlt weiterhin.

„Generalsanierung“ als PR-Stunt

Spätestens seitdem Volker 
Wissing die „Generalsanierungen“ 
von gut 40 Strecken zur „Chef-
sache“ erklärte, waren diese in der 
DB-Kommunikation die Antwort 
auf (fast) alle Fragen – und das 
sicher auch, um von Fragen der 
DB-Konzernstruktur abzulenken. 
Die Riedbahnsanierung durfte nicht 
scheitern, und sie tat es auch nicht 
– zumindest nicht offensichtlich. Sie 
kostete (mindestens) das Dreifache 
des ursprünglichen Budgets (also 
statt der geplanten 500 Mio. Euro 
1,5 Mrd. Euro). Und die erreichte 
Zielzustandsnote liegt nicht bei den 
anfangs angestrebten 1,8 auf der 
Schulnotenskala, sondern bei 2,17. 
Die infrastrukturbedingten Störungen 
sollten um 80 Prozent gesenkt 
werden. Nach drei Monaten waren 
lediglich 27 Prozent erreicht – seitdem 
wird kein Wert mehr kommuniziert.

Inzwischen ist mehr als deutlich, 
dass dieses Konzept so nicht fort-
gesetzt werden kann. Die Sanierung 
der Strecke Hamburg-Berlin wurde  
auf neun Monate verlängert und  
die Kosten werden derzeit mit 2,2  
Mrd. Euro beziffert. Ob geleistet 
wird, was diese Summe rechtfertigt, 
bleibt im Ungefähren. 

Zwischen Umleitungen, Engpässen 
und unbeantworteten Kostenfragen

Die große mediale Aufmerksamkeit, die die „General-
sanierungen“ vor allem auf Betreiben der DB-Kommunikation 
erhalten hat, verdeckt das alltägliche Bau- und Betriebs-
chaos an anderen Stellen. Beides ist oftmals der 
akuten Personalnot geschuldet, und diese wiederum 
der über viele Jahre verschleppten Digitalisierung.

Gesamtintensität 
der Netznutzung 
Zugkilometer pro 
Streckenkilometer 
pro Tag in 2022

1 134

Faktencheck  
zum Mythos: 
„Netz ist zu voll“

Quelle: IRG Market Monitoring 2024, S. 8  
(„Network Usage“)



49

ZvF*-Entwürfe

*Zusammenstellung der vertrieblichen Folgen

ZvF-Endstücke ZvF-Dokumente B-Maßnahmen
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Verfristungen bei der Baustellenplanung
Anteil der verspätet erstellten Fahrplan-Dokumente in %

Statt struktureller Reformen bringt die 

„Generalsanierung“ nur Kosmetik – ohne 

digitale Planung und klare Zuständigkeiten 

bleibt das System dysfunktional.

Netto-Botschaft:

An der Vorstellung, mehr als 40 
Strecken des hochbelasteten Netzes 
bis 2030 zu sanieren, hielt die DB bis 
zum Juni 2025 beharrlich fest. Schon 
deutlich zuvor war aber klar, dass 
dieser Zeithorizont das System über-
fordert, und zwar gleich mehrfach: 

	Ǩ finanziell: weil für immer mehr 
Mittel immer weniger der geplanten 
Gewerke realisiert werden können. 

	Ǩ baulich: weil die Kapazitäten in 
der Bahnbauindustrie nicht so 
schnell aufgebaut werden können. 

	Ǩ verkehrlich: weil mehrere Voll-
sperrungen und die sich daraus 
ergebenden Umleiterverkehre 
für endgültige Überlastung 
des Netzes sorgen und damit 

die Versorgungssicherheit der 
Industrie in Europa gefährden. 

Die im Koalitionsvertrag 
angedeutete Überprüfung des 
Gesamtkonzepts hat begonnen und 
im Juni 2025 wurden Entscheidungen 
getroffen: Die Sanierungen werden 
gestreckt und sollen nun bis 2036 
dauern, mit maximal 5 Sperrungen 
pro Jahr. Diese Entscheidung ist 
keine Niederlage, denn sie war über-
fällig. Nun geht es darum, die zuvor 
genannten Probleme zu beheben, 
um die gewonnene Zeit zu nutzen.

Desorganisation an vielen Fronten

Schon jetzt ist die DB InfraGO 
mit der Baustellenplanung heillos 

überfordert, und Baumaßnahmen 
gibt es weiter an (zu) vielen Stellen im 
Netz. Der neue Ansatz der „Container“ 
ändert nichts an den Folgen der 
verschleppten Digitalisierung der 
vergangenen Jahre. Noch immer 
werden (Bau-)Fahrpläne mit einer 
Software aus den 1990er Jahren 
erstellt – bzw. oft eben nicht erstellt. 
Immer größere Teile der Konsultation 
mit den Zugangsberechtigten 
werden nur noch fehlerhaft oder gar 
nicht mehr geleistet. Um Verkehre 
aufrechtzuerhalten, müssen teilweise 
Mitarbeitende der EVU die Arbeit der 
DB InfraGO mit übernehmen – mit 
geschätztem Mehraufwand von bis zu 
20 Prozent. Die Bundesnetzagentur 
hat (bis zum Redaktionsschluss) 
insgesamt allein im Jahr 2025 bereits 
mehr als 1 Mio. Euro Zwangsgelder 
gegen die DB InfraGO verhängt, aber 
auch diese Maßnahme hat bisher 
keine Besserung bewirkt.

Mitgehangen – mitgefangen

Der schlechte Infrastruktur-
zustand hat für alle Verkehrsarten 
ausfallende Züge zur Folge. Zuver-
lässigkeit und Pünktlichkeit sinken auf 
ein vor Jahren noch unvorstellbares 
Niveau. Das schreckt nicht nur Fahr-
gäste und Verlader ab, sondern auch 
potenziell interessierte Investoren. Im 
SPNV stellt sich immer drängender 
die Frage, wie in Verkehrsverträgen 
mit Ausfällen und Verspätungen 
zukünftig umzugehen ist. Die EVU 
können die Infrastrukturqualität 
nicht beeinflussen, sie sind aber als 
unmittelbarer Vertragspartner:innen 
der Aufgabenträger haftbar.

Quelle: DB InfraGO
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Die versprochene 
Gemeinwohlorientierung bleibt 
unterm Strich Makulatur

Das Bundesverkehrsministerium 
hatte die mit Berater:innenunterstüt-
zung entwickelten, ohne Kenn- oder 
Zielzahlen formulierten Aufgaben an 
Bundestag und Bundesrat („unter-
gesetzlich“) vorbei im Einvernehmen 
mit dem DB-Konzernvorstand etab-
liert. Mit der Verschmelzung wurde die 
Aufgabe des Koalitionsvertrags der 
Ampel als abgeschlossen bezeichnet. 
Die Verbände der Wettbewerber 
konnten ihre Vorstellungen zur 
wettbewerbs- und kundenfreund-
lichen Weiterentwicklung der 
Unternehmenssteuerung 2022 und 
2023 vorstellen – übernommen 
wurde davon allerdings nichts und 
der Dialog seit Ende 2023 auch nicht 
mehr fortgeführt. Die Änderung der 
vergleichsweise intransparenten, 
durch den Bund schon qua Gesetz 
kaum steuerbaren Rechtsform Aktien-
gesellschaft hatte der Eigentümer 
bisher ebenso verworfen wie mögliche 
Alternativen zur Steuerarchitektur 
im DB-Konzern. Dort behält das für 
Infrastruktur zuständige Vorstands-
mitglied in der Doppelfunktion als 
Aufsichtsratsvorsitzender der DB 
InfraGO AG alle Infrastruktur-Fäden 
konzernnützig in der Hand. Mehr 
noch: Dort findet auch im Kollektiv des 
Konzernvorstands eine Abstimmung 
zwischen Infrastruktur und den 
Konzern-Transportunternehmen 

im Konzerndienst statt, und zwar 
abgeschirmt von Eigentümer, anderen 
Eisenbahnen und den Endkund:innen. 
Das Parlament stärkte während der 
Ampelkoalition seine Präsenz in den 
Aufsichtsräten zu Lasten der Zahl 
der Regierungsvertreter:innen. Diese 
stärkten wiederum im Verkehrs-
ministerium mit der „Steuerungs-
gruppe Transformation DB AG“ die 
ministeriumsinterne Integration von 
Eisenbahnpolitik und DB-Beteiligungs-
führung, statt sie zu entflechten. 
Erkennbare neue Steuerungsimpulse 
oder -ergebnisse blieben aus.

Und was ist mit den weiteren 
angekündigten Elementen aus 
dem neuen „Steuerungsrucksack“ 
des Verkehrsministeriums? Dazu 
sei festgestellt:

	Ǩ Vom „Infraplan“ gibt es nur wort-
reiche Rudimente – abgesehen 
davon, dass er keine gesetz-
liche Legitimation hat. 

	Ǩ Der neu eingerichtete Sektorbeirat 
hat ebenfalls keine gesetzliche 
Grundlage (anders als sein Vor-
gänger „Netzbeirat“). Er kämpfte 
zunächst mit der DB InfraGO um 
den Umfang von Geheimhaltungs-
erklärungen – was ein Schlaglicht 
auf die geringe Transparenz des 
gemeinwohlorientierten Infra-
strukturunternehmens wirft –, 
und aktuell um seine Wirkung 
auf die Führungsarbeit des 

Verkehrsministeriums bei der 
Schieneninfrastruktur. 

	Ǩ Die derzeit wohl wirkmächtigsten 
Instrumente, die Leistungs- und 
Finanzierungsvereinbarungen 
(LuFV) zwischen Bund und DB, 
wurden in der Ampelkoalition 
nicht weiterentwickelt. 

Aufsichtsräte ersetzen 
keine Steuereinheiten

Die schon 2019 fixierte Über-
prüfung der LuFV III nach fünf 
Jahren führte zu einer einjährigen 
Verlängerung; von einer umfassenden 
„LV InfraGO“ existieren bisher keine 
bekannten Elemente. Seit Ende 
2022 ist der Leiter der Abteilung 
Bundesfernstraßen des Verkehrs-
ministeriums der einzige Vertreter 
des Hauses im Konzernaufsichtsrat, 
was möglicherweise abstrakt der 
Funktion eines Aufsichtsrates nach 
dem Aktiengesetz entspricht. Von 
der immer wieder beschworenen 
eisenbahnpolitischen Steuerungs-
funktion der DB-Aufsichtsräte ist 
dies jedoch weit entfernt. Zusammen 
mit einer weiter verbesserten Mittel-
ausstattung für Investitionen und 
mithilfe kontinuierlich steigender 
Trassenpreise konnte die DB InfraGO 
letztlich tun, was sie wollte. 

Fehlende Steuerung des Bundes 
in der Infrastruktur
Mit dem Zusammenschluss der bisherigen DB-Töchter 
DB Netz und DB Station&Service unter einem Dach kam 
auch eine erweiterte Aufgabenstellung in der Unter-
nehmenssatzung. 18 einzelne Gemeinwohlziele wurden 
neben das bisherige Alleinziel „Gewinnerzielung“ gestellt 
– allerdings ohne Prioritäten und Gewichtungen. 
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„Generalsanierung“ kaschiert 
das Steuerungsversagen

Während die Servicequalität der 
DB InfraGO gegenüber den Eisen-
bahnverkehrsunternehmen weiter 
kontinuierlich sank, bekam Deutsch-
land eine millionenschwere PR-Doku-
mentation zur „Generalsanierung“ 
der Riedbahn zwischen Frankfurt und 
Mannheim. Dass die sechsmonatige 
Sperrung 2024 3-mal so teuer 
wurde, wie die DB zu Beginn öffentlich 
angekündigt hatte, wurde darin nicht 
erwähnt. Trotz scharfer Kritik aus 
der Union hat der erneute Anlauf 
einer „großen Koalition“ lediglich 
verbal angekündigt, „mittelfristig“ 
eine „grundlegende“ Bahnreform 
ins Werk zu setzen, die Geldflüsse 

besser zu beobachten, das Netz-
sanierungskonzept kontinuierlich 
zu überprüfen sowie personelle 
Konsequenzen bei Konzern und DB 
InfraGO zu ziehen. Änderungen der 
bestehenden Gesetze sind offenbar 
weiterhin nicht vorgesehen. Die 
nach den Beteiligungsrichtlinien 
des Bundes erforderliche und vom 
Bundesrechnungshof immer wieder 
angemahnte Eigentümerstrategie 
hat es nicht in den Koalitionsvertrag 
geschafft. Und die Einbeziehung der 
Kundeninteressen in die – limitierten
– Aufsichtsräte scheint weiter auf
der langen Bank zu liegen. 

Im ersten Geschäftsjahr konnte 
die DB InfraGO sich durch Integration 
weiterer Konzernunternehmen 

stärken und trotz erneut sinkenden 
Trassenabsatzes sowie geringerer 
Personalproduktivität einen opera-
tiven Gewinn erzielen. Dieser wurde 
nach dem weiter bestehenden Beherr-
schungs- und Gewinnabführungsver-
trag an den DB-Konzern transferiert.

Gemeinwohlorientierte Unternehmensziele 

der InfraGO, deren Erreichen aber nicht 

überprüfbar ist, und der Sektorbeirat 

reichen zur Steuerung der bundeseigenen 

Infrastruktur ebensowenig aus wie ein paar 

zusätzliche Kästchen im Organigramm 

des Bundesverkehrsministeriums.

Netto-Botschaft:

Enorme Gewinnabführungen an den DB-Konzern mit 
unklarem Verbleib und gleichzeitig sinkende Produktivität
Gewinnabführungen in Mio. €; Produktivität in %

Quelle: Integrierte Berichte Deutsche Bahn AG, Berechnung Prof. Christian Böttger
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1.	 Umfasst Infrastruktur und Fahrzeuge.
2.	 Z. B. GmbH, unter Steuerung des BMV (Mehrheitseigentümer) �und unter Beteiligung der Länder, EVU  

und AT (Verbänden) �sowie der InfraGO. Umfasst Infrastruktur und Fahrzeuge.
3.	 Inkl. Fahrzeughalter

Seit Jahrzehnten wird über die Einführung des europäischen 
Leit- und Sicherungssystems ERTMS debattiert, das aus 
dem European Train Control System (ETCS) und dem Future 
Railway Mobile Communication System (FRMCS) besteht.

Analog durch die Dauerbaustelle

Vorteile der Digitalisierung

Lange Jahre hatten sich DB 
und Bund wenig um dieses Thema 
gekümmert. Weil man in der 
Mitte Europas liegt und diverse 
transeuropäische Schienenver-
kehrskorridore durch Deutschland 
führen, mussten sich die anderen 
nach „uns“ richten und nicht etwa 

„wir“ nach Europa. Änderung kam 
gegen Ende der Zehnerjahre – es 
wurde offenbar, dass mit ETCS nicht 
nur eine neue Leit- und Sicherungs-
technik eine andere ersetzt. 
Damit rückten viele technische 
Optionen ins Blickfeld, mit denen 
auch anderen Herausforderungen 
begegnet werden könnte, etwa ein 
besseres Kapazitätsmanagement 

auf der Schiene (Capacity & Traffic 
Management System [CTMS] 
oder automatisierter Zugbetrieb 
[ATO]). 2018 gab es eine erste, 
vom Bundesverkehrsministerium 
beauftragte Machbarkeitsstudie, 
die 2023–2024 überarbeitet und an 
ein anspruchsvolleres technisches 
Zielbild ausgerichtet wurde.

Quelle: BM(D)V, angepasste Darstellung

Vorschlag des BM(D)V für ein institutionelles Steuerungsgerüst
Erforderlich: enge Zusammenarbeit aller Akteure entlang der Vorhaben der Strategischen Programmstelle
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Allerdings wurde niemals die 
Finanzierung auch nur annähernd 
geklärt. Angemeldete Haushalts-
mittel wurden folglich stets wieder 
zusammengekürzt. In Verbindung 
mit der neuen Machbarkeitsstudie 
sollte ein neuer, konzertierter 
Anlauf genommen werden. Im 
Frühjahr 2024 veröffentlichte 
die DB InfraGO eine umfassend 
revidierte Rollout-Strategie, die eine 
Vollausrüstung bis in die frühen 
2040er Jahre vorsah. Auf dieser 
Grundlage sendete das damalige 
Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr (BMDV) im Juni 2024 seinen 
europarechtlich vorgeschriebenen 
National Implementation Plan 
(NIP) an die EU-Kommission.

Wer Digitalexpert:innen 
kündigt, baut keine Zukunft

Wenige Tage später änderte die 
DB – und mit ihr die DB InfraGO – die 
Strategie: Weiterentwicklungen 
digitaler Technologien wurden schritt-
weise eingeschränkt, bis 2025 sogar 
betriebsbedingte(!) Kündigungen von 
Spezialist:innen angekündigt wurden. 
Der Verlust solch spezialisierter Fach-
kräfte hat auch industriepolitische 
Konsequenzen: Eine Zukunftstechno-
logie, die inzwischen auch in Asien (als 
CTCS – Chinese Train Control System) 
und in Lateinamerika zur Anwendung 
kommt, droht in Deutschland 
abgewickelt zu werden. Das Pilot-
projekt „Digitaler Knoten Stuttgart“ 
würde in einer Sackgasse enden.

Dieser Strategieschwenk wurde 
von der DB über ein Jahr nicht kommu-
niziert. Fragen aus Branche und 
Politik wurden abgewiegelt bzw. nicht 
oder nur ausweichend beantwortet. 
Es entstand der Eindruck, dass die 
ohnehin schon zu knappen Haus-
haltsmittel für die Digitalisierung auch 
noch in die „Generalsanierungen“ 
geschoben werden sollten.

Ohne Führung durch den 
Bund kein Fortschritt

Dabei kam dem BMDV eine 
unrühmliche Rolle zu: Es leistete 
fast keine inhaltliche Arbeit, 
sondern schob „der Branche“ die 
Verantwortung zu. Unbestritten 
jedoch ist, dass ein solches Mega-
projekt immer wieder zu Interessen-
konflikten innerhalb des Sektors 
führen wird – zumal ohne europäische 
Standards, die trotz des verheißungs-
vollen Namens nicht gegeben sind, bei 
einer Einführung größere Probleme 
als Problemlösungen auf die Branche 
warten. Wenn jedes Land sein eigenes 
ETCS-Süppchen kocht, könnten 
Grenzübertritte und selbst nationale 
Fahrten nicht flächendeckend 
durchgeführt werden. Die Branche 
bat inständig um die Implementierung 
einer koordinierenden Stelle, vor 
allem für eben diese Standardisierung 
und eine finale und mit der Branche 
abgestimmte ETCS-Strategie. Eine 
Förderung der Ausrüstung der 
Schienenfahrzeuge mit ETCS-On-
Board-Units (OBU) ist nur sinnvoll, 
wenn zuvor konzeptionelle Fragen 
und Strategie geklärt wurden. 

Im März 2025 stellte das BMDV am 
„Runden Tisch Schienengüterverkehr“ 
ein Steuerungsgerüst vor – allerdings 
ausdrücklich „vorbehaltlich der Zu- 
stimmung der neuen Hausleitung“ und 
somit bis dato wirkungslos. 
Hoffentlich nicht „too little, too late“.

Wenn der Betreiber seine 
eigenen Gleise nicht kennt

Zur Digitalisierung gehört jedoch 
noch mehr. Inzwischen wird immer 
deutlicher, dass die DB InfraGO zu 
einem erheblichen Teil ihre eigenen 
Anlagen nicht kennt. Selbst statische 
Daten wie Gleisnutzlängen, Bahnsteig-
längen, Signalstandorte, Gradienten, 
Radien etc. sind oftmals nicht bekannt 

oder liegen in vielen verschiedenen 
„historisch gewachsenen“ Formaten 
vor – jedoch nicht, wie seit Jahren von 
der EU gefordert, in maschinenles-
barer Form. Die Bundesnetzagentur 
drängte die DB InfraGO in mehreren 
Verfahren, die Versäumnisse nach-
zuholen, und ebenso regelmäßig 
gibt die DB InfraGO dann an, Fristen 
nicht einhalten zu können.

Wie die DB Fernverkehr 
zum Gatekeeper wurde

Echtzeitdaten für die Fahr-
gastinformation muss die DB 
spätestens seit Inkrafttreten der 
EU-Fahrgastrichtlinie im Juni 2023 
mit Fahrgästen und der Branche 
insgesamt teilen. Dies tat sie keinen 
Tag zu früh. Noch dazu hält die DB 
viele Detaildaten auch weiterhin 
zurück und stellt sie dem Markt nur 
nach Gutdünken zur Verfügung.

Die Entscheidung des Bundes-
kartellamts zum Fahrausweisvertrieb 
vom Sommer 2023 hat die DB – wie 
so oft – beklagt. Im Eilverfahren aber 
wurden die meisten Auflagen des 
Kartellamts (u. a. Ende des Verbots 
von Werbe- und Rabattverboten 
für Vertriebspartner:innen sowie 
die Herausgabe von vertriebs-
relevanten Daten an Dritte) bestätigt; 
ein Maßstab für die Höhe der 
Vertriebsprovision soll im Haupt-
sacheverfahren geklärt werden. 

Objektiv absolut unangemessen 
war die Übertragung des digitalen 
Vertriebs und damit auch der Echt-
zeitdaten von der DB Vertrieb auf 
die schwächelnde DB Fernverkehr 
im Frühjahr 2023. Damit wurde 
ein Verkehrsunternehmen Chefin 
über die Daten auch der direkten 
Konkurrenten gemacht. Interessen-
konflikte sind somit vorprogrammiert.

Leider hat die Zusammenarbeit von Digital- und Verkehrspolitik in 

einem Ministerium 2021-25 keine wesentlichen Fortschritte bei der 

Digitalisierung des Verkehrs gebracht: Es gab kein Mobilitätsdatengesetz, 

und für die Digitalisierung der Schiene hat sich das BMDV – ohne eigene 

Vorstellungen – der erratischen Vorgehensweise der DB ausgeliefert.

Netto-Botschaft:
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„Wir wollen die 
Verkehrsträger nicht 

gegeneinander 
ausspielen.“

„Wir setzen auf 
Technologie-

offenheit.“

„Die DB ist ein 
integrierter Konzern – 
das hat sich bewährt.“ 

„Der Markt reguliert 
das von selbst.“

„Mehr Wettbewerb 
darf nicht zu Lasten 
der Qualität gehen.“

„Die DB ist 
systemrelevant.“

„Wir müssen alle 
Akteure an einen 

Tisch holen.“

„Es braucht jetzt 
keine neuen 
Strukturen, 

sondern bessere 
Zusammenarbeit.“

„Wir stehen erst
am Anfang eines 

längeren Prozesses.“

„Zu alt, zu voll und
zu kaputt.“

„Ideologiefreiheit“ „Die Straße bleibt 
auch künftig wichtig.“

„Die Bürger:innen 
entscheiden selbst, 

wie sie reisen wollen.“

„Wir investieren 
so viel wie noch nie

in die Schiene!“

„Die Projekte sind 
bereits alle

im vordringlichen 
Bedarf des Bundes- 

verkehrswegeplans.“

„Wir setzen auf eine 
Kombination aller 
Verkehrsträger.“

„Die Trennung von 
Netz und Betrieb ist 

keine Patentlösung.“

„Wir stehen 
zu unserer 

Verantwortung für 
den ländlichen Raum.“

„Wir können nicht 
überall gleichzeitig 

bauen.“

„Wir setzen 
auf digitale 

Innovationen.“

„Mobilität muss 
bezahlbar bleiben.“

„Die Abkehr vom 
integrierten Konzern 
kostet Arbeitsplätze.“

„Wir müssen die 
Planungs- und 

Genehmigungs-
verfahren 

beschleunigen.“

„Wir investieren 
bedarfsgerecht in alle 

Verkehrsträger.“

„Das Auto bleibt 
unverzichtbar, 
besonders im 

ländlichen Raum.“
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